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Funktion und Verantwortung der Gewerkschaften 
in der heutigen Wirtschaftsordnung

Prof. Dr. Emi St. Gallen

DIE MACHTSTELLUNG ' f t

D as Aufkommen der Arbeitnehmerkoalitionen ist 
historisch vor allem daraus zu erklären, daß im 

Zusammenhang m it der Zerschlagung der Zünfte meist 
auch der Zusammenschluß der unselbständig Erwerben
den zu gemeinsamen Interessenverbänden verboten 
wurde, daß in dieser Lage sich jedoch der einzelne 
A rbeitnehm er in seinen Verhandlungen mit dem 
A rbeitgeber in einer schwächeren Stellung befand. 
Bei dieser atomistisdien Angebotsstruktur kann näm
lich der A rbeitgeber den ihm gutdünkenden Lohnsatz 
von sich aus festsetzen. Für den einzelnen Arbeit
nehmer bleibt dann nur die A lternative, ihn entweder 
anzunehmen oder auf die Arbeit zu verzichten und 
sich anderswohin zu wenden. Ein Verzicht auf die An
nahme der angebotenen Bedingungen bedeutet für ihn 
jedoch vielfach auch die Preisgabe eines Einkommens, 
auf dem seine ganze wirtschaftliche Existenz beruht. 
Seine Fähigkeit zur zeitweisen Zurückhaltung der 
eigenen Leistungen vom M arkte zwecks Erlangung 
einer höheren Entschädigung ist um so geringer, als 
er in der Regel nicht über Verm ögensreserven verfügt 
und als diese Leistungen sich keineswegs aufbewahren 
oder auf V orrat produzieren lassen: werden sie nicht 
in Anspruch genommen und dienen sie mithin nicht 
der Einkommenserzielung, so sind sie auf immer ver
loren.
Gewiß kann man darauf hinweisen, daß auch der 
Arbeitgeber Verluste erleidet und daß sich die Dienste 
der nicht benützten K apitalgüter fast ebensowenig auf
sparen lassen, weil z. B. die Zinskosten selbst dann 
auflaufen, wenn die Produktionsanlagen stilliegen. 
Dennoch aber besteht ein Unterschied mindestens 
darin, daß die Eigentümer der sachlichen Produktions
mittel meistens viel reichlichere finanzielle Reserven 
besitzen, so daß sie einen zeitweiligen Ertragsausfall 
eher auszuhalten imstande sind und daher besser 
w arten können.
Vor allem aber herrscht beim System der Einzeldienst
verträge eine Übermacht der Arbeitgeber insofern, als 
sich für sie nur die Frage stellt, ob sie einen bestimm
ten zusätzlichen Arbeiter einstellen oder nicht einstellen 
wollen. Namentlich bei den Großbetrieben macht das 
jedoch nur einen geringfügigen Unterschied im Gesamt
ertrag  aus, während es für den betreffenden A rbeit
nehmer nahezu eine Frage des wirtschaftlichen Seins 
oder Nichtseins darstellt. Soll eine Machtgleichheit auf 
den beiden M arktseiten hergestellt werden, so bedarf 
es deshalb des Zusammenschlusses der isolierten An
bieter und einer Beseitigung der atomistischen Struk
tur. Sieht sich der Arbeitgeber demzufolge einer 
Gewerkschaft gegenüber, so handelt es sich für ihn 
nicht mehr darum, ob ein einzelner A rbeiter auf seine

Bedingungen eingehen will oder nicht, sondern ob 
seine ganze Belegschaft die Arbeit einstellt oder 
weiterführt. Eine solche Streikdrohung ist natürlich 
als Mittel zur Erzielung höherer Löhne ungleich w irk
samer, weil die dem A rbeitgeber dann drohenden V er
luste sehr viel schwerer ins Gewicht fallen. Insbeson
dere aber wird durch die Bildung einer gemeinsamen 
Streikkasse durch die A rbeitnehm er auch ihr grund
legender Positionsnachteil in bezug auf die finanziellen 
Reserven und die Möglichkeit zum Durchhalten ohne 
laufendes Erwerbseinkommen entscheidend verbessert 
und derjenigen des A rbeitgebers angeglichen. 
Tatsache ist denn auch, daß die verhandlungstaktische 
Stellung der Gewerkschaften in den hochindustriali
sierten Volkswirtschaften heutzutage derjenigen der 
Arbeitgeber meistens ebenbürtig und vielfach sogar 
deutlich überlegen ist. Innerhalb jener Unbestimmt
heitszone, die sich in den Auseinandersetzungen eines 
bilateralen Monopols ergibt, gelingt es ihnen deshalb 
häufig, diese Spanne zu ihren eigenen Gunsten in An
spruch zu nehmen. Sie sind in der Lage, die Ausbeu
tung ihrer M itglieder zu verhindern, und können dar
über hinaus oft sogar die anderen Bevölkerungsgrup
pen in einem gewissen Sinne ausbeuten.
Die günstigsten Voraussetzungen für die Ausnützung 
der Machtstellung in diesem Sinne sind begreiflicher
weise in einer Branche gegeben, wo die Nachfrage 
nach den Erzeugnissen preisunelastisch ist und wo 
auch die Nachfrage nach A rbeitskräften auf Lohn
erhöhungen hin nur geringfügig oder gar nicht nach
läßt. Diese Verhältnisse finden wir etwa dort, wo die 
Arbeit sich nicht leicht oder gar nicht durch Maschinen 
ersetzen läßt und wo überdies die Lohnkosten für 
eine bestimmte Arbeit im Rahmen der Gesamtausgaben 
nur relativ wenig ausmachen. Gute Aussichten für hohe 
Lohnforderungen sind sodann auf all jenen M ärkten 
anzutreffen, die der ausländischen Konkurrenz wenig 
ausgesetzt sind. Im Einklang dam it ist denn auch zu 
beobachten, daß etwa in  den USA. die Gewerk
schaftspolitik viel radikaler durchgesetzt zu werden 
pflegt als etwa in der Schweiz, wo m an sich der Ab
hängigkeit vom Absatz auf dem W eltm arkt ungleich 
stärker bewußt ist und wo auch die Konkurrenz der 
Importgüter häufig eine wirksame Bremse darstellt. 
Bei all jenen Zweigen dagegen, wo entweder ein 
natürlicher Entfemungsschutz besteht — wie im Klein
gewerbe und in den Dienstleistungsbetrieben — oder 
wo die unerwünschte ausländische Konkurrenz durch 
Maßnahmen zur Importbehinderung ferngehalten w er
den kann, sehen wir nicht selten eine eigentliche V er
schwörung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
die darauf gerichtet ist, den Schutz gegenüber dem 
Ausland zu verstärken, der beiden Gruppen gemein
sam zugute kommt.
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Als besonders vorteilhaft erweist sich jedodi eine 
übertriebene Vollbeschäftigungspolitik, bei der die 
Gewerkschaften fortgesetzt Lohnerhöhungen durdizu- 
setzen imstande sind, weil auch die Unternehmer die 
höheren Kosten ohne größere Schwierigkeiten auf die 
Abnehmer zu überwälzen vermögen. Vorbedingung 
für die Verwirklichung dieses Systems ist freilich 
eine monetäre Ordnung, bei der die Angebotselastizi
tät der Zahlungsmittel groß genug ist, um den ständig 
wachsenden Geldbedarf zu speisen. W ürde nämlich das 
Kreditvolumen nicht erweitert, so müßte sich der Ex
pansionseffekt, der von den höheren Lohnsummen aus
geht, früher oder später totlaufen. Infolgedessen wird 
es hier notwendig, daß sich die Machtstellung der 
Gewerkschaften auch auf die Fiskal- und Kreditpolitik 
des Staates und der Notenbank erstreckt, daß also 
z. B. die Unabhängigkeit der Zentralbank aufgehoben 
wird. Diese Regelung der Dinge treffen wir nam ent
lich in manchen sozialistisch regierten Ländern — mit 
dem naheliegenden Ergebnis immer w iederholter Preis
steigerungen und Geldentwertungen.
Sobald die Arbeitsm ärkte in einer Volkswirtschaft an
nähernd vollständig gewerkschaftlich durchorganisiert 
sind, besitzen die Lohnbewegungen im allgemeinen 
eine starke Ausbreitungskraft. W ann immer es in die
ser Lage einer wichtigeren Gewerkschaft gelungen ist, 
eine Aufbesserung zu erzielen, pflegt davon eine V er
allgemeinerung auszugehen, die sich vor allem auf das 
Argument der Gerechtigkeit stützt. Infolgedessen ge
nügt es oft, an gewissen Schlüsselstellungen einen Er
folg zu erreichen, um sicher sein zu können, daß auch 
die anderen Arbeitnehmergruppen von der dadurch 
ausgelösten Lohnerhöhungswelle erfaßt werdet). 
Grundsätzlich w ird man heute annehmen dürfen, daß 
die Gewerkschaften ln  den meisten Ländern in wirt- 
sdiaftlidi guten Zeiten einen fortwährenden Druck in 
der Richtung auf höhere Reallöhne ausüben, daß sie 
aber Lohnkürzungen in ungünstigeren Perioden hart
näckigen W iderstand entgegensetzen. Auf Grund die
ser Irreversibilität der Lohnentwicklung sind tatsäch
lich Lohnsenkungen größeren Ausmaßes in den mo
dernen Industriestaaten nahezu ausgeschlossen, und 
wir bewegen uns durchaus auf einer Einbahnstraße. Ein 
wichtiges Element der Flexibilität der früheren An
passungsprozesse ist damit verlorengegangen.

DIE MACHTMITTEL 

Das schlagkräftigste Werkzeug, dessen sich die Ge
werkschaften zur Durchsetzung ihrer Forderungen be
dienen, ist selbstverständlich die Streikdrohung. Da
neben gibt es indessen eine ganze Reihe anderer Me
thoden, die auf die Dauer ebensogut und m it gerin
gerer Gefahr von Einkommenseinbußen geeignet sind, 
die eigene Position zu stärken. Zu ihnen gehört insbe
sondere die m ehr oder m inder restlose Schließung des 
eigenen M arktes für neu eindringende Arbeitskräfte. 
Diese Taktik ist namentlich in den USA. unter dem 
Namen „closed shop" bekannt. Ihr W esen besteht 
darin, daß eine bestimmte Branche ausschließlich für 
Gewerkschaftsangehörige reserviert ist, wobei der Zu

tritt dadurch in prohibitiver W eise erschwert wird, daß 
unerträglich hohe Eintrittsgebühren verlangt werden. 
Das kommt im wesentlichen einem obligatorischen 
Finanzausweis im Bereich der Gewerbepolitik gleich 
und hat wie dieser die W irkung, daß die bereits Ein
gesessenen sich einer besonderen Knappheitsrente er
freuen, die es ihnen gestattet, übermäßig hohe Löhne 
zu erlangen. Anderswo finden w ir Anklänge an dieses 
Verfahren, wenn im Rahmen der Gesam tarbeitsver
träge auch die nicht den Gewerkschaften angeschlos
senen Arbeitnehm er zu Solidaritätsbeiträgen und Kau
tionen verpflichtet werden, deren Höhe oft restriktiv 
w irkt und natürlich die zwischenberufliche Beweglich
keit der A rbeiter nachdrücklich herabsetzt.
Eine etwas mildere Form der Abschließung bildet der 
sogenannte „Union shop“. H ier weigert sich zw ar die 
Gewerkschaft nicht prinzipiell, neue A rbeitskräfte zu
zulassen, verlangt aber als unabdingbare Voraus
setzung für ihre Anstellung die Zugehörigkeit zu ihrer 
Organisation. Dem entspricht in den Gesamtarbeits
verträgen die Absperrklausel, gemäß der die A rbeit
geber nur „Vertragstreue", d. h. organisierte Arbeit
nehm er beschäftigen dürfen. W ird diese Bedingung je 
doch mit hohen Eintrittsgebühren verknüpft, so ist 
offenkundig der Unterschied gegenüber dem zunft- 
mäßigen „closed shop" nur geringfügig.
Beide M ethoden bezwecken selbstverständlich in erster 
Linie die Verknappung des Arbeitsangebots auf einem 
bestimmten Markt. Damit stehen sie auf völlig gleicher 
Ebene wie die Monopolpolitik der Unternehmer, und 
es rechtfertigt sich daher unter diesem Gesichtspunkt, 
manche Gewerkschaften zu den Monopolisten zu zählen. 
Als Mittel zu Erreichung der gesteckten Ziele bedient 
man sich jedoch häufig auch einer Disziplinierung der 
Arbeitgeber in dem Sinne, daß diese für die Einhal
tung der abgemachten Bestimmungen zu sorgen haben. 
Sie werden mit anderen W orten gezwungen, dem Preis- 
bzw. „Lohnkartell" Achtung zu verschaffen und Unter
bietungen zu verhindern, die die Gewerkschaft selbst 
unter ihren zahlreichen M itgliedern und Nichtmitglie
dern nur schwer gänzlich auszuschließen imstande wäre. 
M it Hilfe solcher Vereinbarungen soll vor allen Din
gen jenen früheren Zuständen ein Ende gesetzt w er
den, wo ein Arbeitgeber zwar mit einer verhältnis
mäßig schwachen Gewerkschaft einen Gesamtarbeits
vertrag abschloß, ihn aber gleichwohl praktisch miß
achtete, indem er sogenannte „gelbe" Arbeitskräfte 
zu niedrigeren Löhnen einstellte, Gewerkschaftsange
hörige grundlos entließ und darüber schwarze Listen 
an die anderen Arbeitgeber derselben Branche w eiter
gab, wodurch verhindert wurde, daß die betreffenden 
Leute dort wieder Arbeit fanden.
Daß die Gewerkschaften im übrigen im Interesse der 
Knapphaltung dös Arbeitsangebotes die Einwanderung 
von Berufskollegen möglichst zu unterbinden trachten 
und zu diesem Zweck auf Fremdenpolizei und A rbeits
marktbehörden Einfluß zu nehmen versuchen, ist von 
ihrem gruppenegoistischen Standpunkt aus nahelie
gend. Daß sie sich auch gegen den Import von Kon
kurrenzgütern sträuben, die die Beschäftigung zu be-
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einträditigen drohen, läßt sich als Maßnahme zur W ah
rung des kurzfristigen eigenen Vorteils ebenso ver
stehen wie die gleichgerichteten protektionistischen 
Bestrebungen der Unternehmer.

DIE ZIELE
ü b er die dem V erhalten der Gewerksdiaften zugrunde 
liegenden A bsiditen ist sdion sehr viel gesdirieben 
worden. Insbesondere hat man versudit, allgemein
gültige Modelle darüber zu entwidceln, w ie die Ge- 
w erksdiaftsleitungen versuchen, etwa das Gesamtein
kommen ihrer M itglieder zu maximieren, und zu die
sem Zweck möglidierweise sogar eine gewisse A rbeits
losigkeit in Kauf nehmen. Andere Autoren vertraten 
die Auffassung, daß die Arbeitnehm ervertretungen be
strebt seien, den höchstmöglichen Durchschnittslohn 
zu erreichen.
Vielleicht kommt m an aber der W ahrheit am nächsten, 
wenn man überhaupt keine derartige M aximierungs
hypothese aufstellt und den Gewerkschaften nicht ein 
allzu ausgeklügeltes V erhalten zuschreibt, sondern 
lediglich annimmt, sie seien — auf rein wirtschaftlicher 
Ebene — darauf aus, höhere Reallöhne durchzusetzen. 
In der Tat ist es unwahrsdieinlich, daß die A rbeiter
koalitionen aus Prinzip Löhne anstreben, die mit der 
Entwicklung der Lebenshaltungskosten gekoppelt sind 
oder auf die „Tragfähigkeit der Unternehmungen" ab
stellen. Viel einleuditender erscheint es demgegen
über vorauszusetzen, daß sie einfach „mehr" haben 
wollen und daß sie das im Rahmen des Möglichen auch 
durchsetzen, wenn sie die Gelegenheit dazu haben. 
Hierbei haben wir uns freilich einzugestehen, daß es 
auch Gewerkschaften gibt, deren Ziel der Umsturz der 
bestehenden Gesellschafts- und W irtschaftsordnung ist 
und an deren V erhalten demgemäß auch keine ökono- 
m isdi-rationalen M aßstäbe angelegt werden können. 
Ferner müssen wir uns darüber k lar sein, daß jede 
Organisation zunächst einmal eine Beharrungstendenz 
entwickelt und daß daher namentlich am Anfang die 
bloße Selbsterhaltung und Selbstbehauptung im Vor
dergrund ihrer Tätigkeit stehen wird. Dieser W ille zur 
Macht, zu Ansehen und Einflußnahme wird sie ver
anlassen, der W erbung möglichst zahlreicher Mitglie
der vielleicht eine größere Aufmerksamkeit zu schen
ken als der Besserung ihrer wirtschaftlichen Lage.
Im übrigen aber dürfte sich über die Zielsetzungen der 
Gewerkschaften nicht sehr viel Allgemeingültiges aus- 
sagen lassen. Denn auch innerhalb dieser sozialen 
Gruppen sind meist verschiedene Strömungen am 
W erk. So wird man gewöhnlich zwischen einem radi
kaleren und einem gemäßigteren Flügel zu unterschei
den haben. Und die Führungskunst der obersten Or
gane besteht nicht zuletzt darin, die widerstrebenden 
Ansprüche und W illensrichtungen dieser beiden Unter
gruppen durch Kompromisse m iteinander in Einklang 
zu bringen. Gerade diese Aufgabe fällt n id it immer 
leicht. In den Augen der Gewerkschaftsangehörigen 
besteht wohl der eindeutigste Beweis für die Tüchtig
keit eines Funktionärs darin, daß er stets von neuem 
günstigere Verhandlungsergebnisse nach H ause bringt. 
W ill sich der Gewerkschaftsvertreter daher an der

Macht halten und nicht durch radikalere Elemente 
überflügelt und verdrängt werden, so sieht er sich 
wohl oder übel gezwungen, seinen Verhandlungspart
nern immer w ieder Konzessionen abzuringen, auch 
wenn er vielleicht persönlich der Auffassung sein 
sollte, daß es sich dabei um Pyrrhussiege handle.
W ir sehen daher, daß die Gewerkschaftsleitungen 
selbst entgegengesetzten Einflüssen ausgesetzt sind. 
Sind sie neu an die Macht gekommen, so werden sie 
geneigt sein, die ihren A nhängern gegebenen Ver
sprechungen zu erfüllen, auch wenn sich heraussteilen 
sollte, daß davon unerwünschte Rückwirkungen aus
gehen. Handelt es sich dagegen um alte und be
w ährte Kämpen, so wird sich der „Zeithorizont" er
w eitert haben, den sie ihren A ktionen zugrunde legen, 
und sie werden nicht eine kurzfristige Politik treiben, 
sondern den Fernwirkungen Beachtung schenken. Der 
grundsätzliche W iderstreit zwischen einer m ehr staats- 
männischen Haltung und einer Interessenpolitik im 
engeren Sinne aber wird infolge des Druckes der 
weniger O rientierten und Einsichtigen ständig erhal
ten bleiben.
In diesem Zusammenhang macht sich in der Regel auch 
ein Unterschied geltend zwischen Gewerkschaften, die 
hochqualifizierte Facharbeiter umfassen, und anderen, 
in denen die A ngelernten oder Ungelernten einen 
größeren Prozentsatz der M itglieder ausmachen. 
Typisch für den ersten Fall sind in der Schweiz etwa 
die Typographen oder die M etall- und Uhrenarbeiter, 
die beide über alte und hochangesehene V ertretungs
körperschaften verfügen. H ier hat sich eine eigentliche 
A rbeitsaristokratie m it ihrem eigenen Ehrenkodex, 
ihrer Tradition und ihrem  Standesbewußtsein heraus
gebildet. Es wäre gewiß verfehlt, von derartigen Ge
werkschaften zu erwarten, daß sie bei der W ahrung 
ihrer Vorteile etwa nachgiebiger w ären. W ohl aber 
steht fest, daß hier die innere Kohäsion und Disziplin 
ungleich stärker ausgeprägt ist als etwa bei den 
Textil- und Fabrikarbeitern oder den Bau- und Holz
arbeitern, für die das gemeinsame Berufsethos als 
gruppenbildende Kraft bei weitem nicht dieselbe Be
deutung besitzt.
Ein w eiterer Zwiespalt, der die Zielsetzungen der Ge
werkschaften so uneinheitlich erscheinen läßt, besteht 
zwischen einer bejahenden und einer verneinenden Ein
stellung zur Produktions- und Leistungssteigerung. 
Arbeiter, denen noch die Erfahrungen einer früheren 
Konjunkturdepression mit lang andauernder Massen
arbeitslosigkeit gegenwärtig sind, w erden häufig von 
der Vorstellung ausgehen, daß das vorhandene Ar
beitsquantum eine gegebene Größe sei, die es mög
lichst klug zu verteilen gelte und die möglichst lange 
Vorhalten müsse. Infolgedessen w erden sie alle Frem
den auszuschließen trachten, gegen arbeitsparende 
Maschinen W iderstand leisten, die Zuständigkeiten 
genau auf die verschiedenen Facharbeiterkategorien 
aufzuteilen suchen, vielleicht bewußt langsam arbeiten 
usw. Diese Depressionsmentalität führt daher leicht zu 
einem System, das sich von den m ittelalterlichen Zunft
ordnungen nur wenig unterscheidet. Beispielhaft dafür
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ist etwa, daß es der Gewerkschaft der Zimmerleute in 
den USA, gelang, hier und dort eine Regelung zu er- 
reidien, bei der „alle Arbeiten an Holz oder Ersatz
produkten für Holz oder alle Arbeiten, bei denen 
Werkzeuge von Zimmerleuten Verwendung finden", 
nur durch ihre Angehörigen ausgeführt werden dürfen. 
Natürlich gibt es auch andere Arbeitnehmerverbände, 
die weniger egozentrisch denken und die der M arkt
wirtschaft als einem evolutorischen Prozeß Zutrauen, 
daß sie auch in Zukunft für Beschäftigung sorgen wird. 
Hier wird an die Stelle der restriktiven eine positive 
Haltung treten, die sich oft vereinigt mit dem W illen 
zur Leistungs- und Produktivitätssteigerung. Die frei
heitliche Ordnung wird hier nicht abgelehnt, sondern 
im Gegenteil unterstützt — aus der Einsicht heraus, 
daß sie für die Arbeiterschaft mit einem Maximum an 
materiellen und imm ateriellen Vorteilen verbunden 
sei. Dementsprechend ist man in diesen Kreisen auch 
eher bereit, die Berechtigung von Unternehmergewin
nen und Einkommensunterschieden anzuerkennen. Da 
die Arbeitgeber nun nicht so sehr als unerbittliche 
Klassenfeinde und Ausbeuter betrachtet werden, son
dern als Partner am gemeinsamen W erk, sind die Ge
werkschaften . oft nachdrücklich darauf bedacht, zu 
einer Verbesserung der Geschäftsergebnisse beizu
tragen, um auf diese W eise natürlich auch für die Be
legschaft höhere Entschädigungen zu bekommen.

DIE MISSBRAUCHE  

Wenn man vielleicht auch nicht so weit gehen darf 
wie Jacob Burckhardt, der die Macht an sich als böse 
erklärte, so ist es doch offenkundig, daß jede Macht
stellung auch zum Machtmißbrauch verlockt, wenn 
keine zureichenden Gegengewichte vorhanden sind. 
Daß dies im Falle der Streiks zutrifft, haben uns die 
Erfahrungen in den USA., in England, Frankreich, Ita
lien und anderswo seit 1945 zur Genüge gelehrt. In 
der Tat ist hier die Rücksichtnahme auf die übrige 
Bevölkerung, auf die Zahlungsbilanzlage des Landes, 
auf die Notwendigkeit zur Produktionssteigerung, auf 
die Fernwirkungen in den vorgelagerten oder nach- 
geordneten Produktionsstufen manchmal völlig über
schattet durch den brutalen Eigennutz. Besonders un
gerechtfertigt erscheinen dem neutralen Beobachter die 
Streiks dort, wo sie wegen geringfügiger Streitpunkte 
vom Zaun gebrochen werden und nichtsdestoweniger 
das Gesamtinteresse auf das empfindlichste schädigen. 
Vom Standpunkt der Allgemeinheit erscheint der 
Widerstand gegen den technischen und organisato- 
risdien Fortschritt, der hier und da als Maxime der 
Gewerkschaftspolitik festzustellen ist, fast ebenso 
nachteilig. Beispiele dafür sind namentlich aus der 
amerikanischen Praxis bekannt. So widersetzten sich 
die Maler in zahlreichen Städten mit Erfolg der V er
wendung von Farbspritzvorrichtungen. Die Zimmer
leute wußten es zu verhindern, daß bestimmte Holz
arbeiten in den Sägereien vorgenommen w erden durf
ten. Nicht selten wurden w eiterhin Lohnsätze für ge
lernte Arbeiter verlangt, auch wenn die Arbeit nun
mehr von ungelernten Kräften durchgeführt werden 
konnte. Besonders aufschlußreich war in diesem Zu

sammenhang der Übergang von den Dampflokomo
tiven auf Diesellokomotiven. H ier erreichten die Ar
beitnehm erverbände, daß auch diese m oderneren 
Triebfahrzeuge einen Heizer haben mußten, obgleich 
für ihn nichts m ehr zu tun blieb. Als Grammophon und 
Radio aufkamen, führte das naturgemäß zu einem 
Rückgang der Nachfrage nach Orchestermusik. Unter 
Anwendung unerhörter Druckmittel gelang es jedoch 
dem Sekretär der amerikanischen M usikergewerk
schaft, die Zahl der M usiker unverändert zu erhalten; 
bei der Benutzung von Grammophonplatten im Radio 
muß der Gewerkschaft eine Entschädigung für den 
„Verdienstausfall" gezahlt werden. Um das Monopol 
für die Konzerte aufrechtzuerhalten und Unterbietun
gen durch ausländische M usiker auszuschalten, dürfen 
diese nur zu den von der Gewerkschaft vorgeschriebe
nen Bedingungen auftreten.
In der Schweiz sind als Äußerungen der Fortschritts
feindlichkeit hauptsächlich die Kämpfe gegen die Ver
wendung der Baggermaschinen bekannt. Gerade an 
Hand dieses F alles—-der übrigens meist nur in Zeiten 
der Arbeitslosigkeit im Tiefbau aktuell w urde — läßt 
sich freilich zeigen, daß es übereilt wäre, jeden tech
nischen Fortschritt schlechthin als gesamtwirtschaft
lichen Vorteil zu betrachten. Einzelinteresse und All
gemeinwohl können hier vielmehr durchaus ausein
anderklaffen. W enn eine private Firma vor der Frage 
steht, eine neue Produktionsmethode anzuwenden, 
durch die A rbeiter freigesetzt werden, so wird sie im 
allgemeinen lediglich darauf achten, ob ihr das in Aus
sicht genommene Verfahren Kostenvorteile einbringt 
oder nicht. Sie wird sich dagegen weniger um das 
Schicksal derjenigen kümmern, die allenfalls auf die 
Straße geworfen werden. Die Gesamtheit kann sich 
daran jedoch keineswegs desinteressieren. Sie hat 
stattdessen mindestens einen Teil der Arbeitslosen
unterstützungen aufzubringen. Sie hat darüber hinaus 
möglicherweise Umschulungs- und Umsiedlungskosten 
auf sich zu nehmen, wenn die brotlos gewordenen 
Arbeitnehmer nicht von sich aus und innerhalb nütz
licher Frist eine neue Anstellung finden. Selbst wenn 
indessen eine solche W iedereingliederung verhältnis
mäßig reibungslos möglich ist, so haben doch die be
troffenen A rbeiter vielleicht ein W ertloswerden ihrer 
bisherigen Arbeitsqualifikationen und entsprechend 
niedrigere Entschädigungen in Kauf zu nehmen.
Auch wenn w ir die Dinge daher rein ökonomisch ana
lysieren und alle sonstigen Nachteile der Entwurze
lung außer Betracht lassen, so zeigt sich unzweifel
haft, daß die privatwirtschaftlichen und die gesell
schaftlichen Kosten des ganzen Vorgangs voneinander 
abweichen. Und da wir uns für ein Gesamturteil über 
die W ünschbarkeit der Einführung des Fortschritts 
nicht auf die einzelbetrieblichen Kosteneinsparungen 
verlassen dürfen, sondern die Umstellungsfolgen in 
ihrer Totalität ins Äuge zu fassen haben, ergibt sich, 
daß eine Produktivitätssteigerung unter Umständen 
trotz ihrer privatwirtschaftlichen Rentabilität von 
einem übergeordneten Standpunkt aus nachteilig sein 
mag. Das kann insbesondere dort zutreffen, wo die
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Freisetzung der Arbeitskräfte zu rasdi oder in zu weit
gehendem Maße erfolgt oder wo keine Gelegenheit zu 
ihrer W iedereinschaltung besteht, so daß eine Dauer
arbeitslosigkeit erwächst.
Danach erweist sich die Einsparung eines arbeit
sparenden Fortschritts nur dann als begründet, wenn 
die Kostensenkung so weit geht, daß die Unternehmer 
imstande wären, auch die erwachsenden gesellschaft
lichen Kosten zu übernehmen, also für den Unterhalt 
oder die W iedereingliederung der freigesetzten 
menschlidien Produktivkräfte zu sorgen. Ist das nicht 
der Fall, so wird zwar der den Fortschritt ausnützende 
Unternehmer vielleicht höhere Gewinne erzielen oder 
der Abnehmer des Erzeugnisses in den Genuß nied
rigerer Preise kommen — die Lasten der Anpassung 
dagegen werden einseitig den betroffenen Arbeitneh
mern und vielleicht m ittelbar dem Steuerzahler auf
gebürdet. W enn die Gewerkschaften deshalb gegen
über arbeitsparenden neuen Produktionsmethoden 
namentlich in Zeiten der Depression kritisch einge
stellt sind, so ist ihnen das an sich nicht zu verden
ken. N ur wird man jeden einzelnen Fall für sich zu 
untersuchen haben. Und insbesondere darf man nicht 
übersehen, daß die Umstellungsfolgen einmalig, die 
Vorteile der gesteigerten Produktivität hingegen 
dauerhafter N atur sind.
Im übrigen liegt es nahe anzunehmen, daß die Miß
bräuche der Gewerkschaftsmadit vor allem darin be
stehen, daß den A rbeitgebern überhöhte Arbeitskosten 
auferlegt werden, wobei hier sowohl die eigentlichen 
Lohnsätze als auch die „Nebenkosten", insbesondere 
die Sozialleistungen in Betracht zu ziehen sind. Dabei 
gilt es zu unterscheiden zwischen übermäßigen Ar
beitskosten in einzelnen Branchen und in der gesam
ten Volkswirtschaft.
Untersuchen wir zunächst den ersten Fall, so ist klar, 
daß durch eine derartige Störung des Preis- und 
Kostengefüges Arbeitslosigkeit verursacht werden 
kann. Allerdings braucht diese Folge nicht auf kurze 
Frist in Erscheinung zu treten, weil die Anpassung 
der Unternehmer Zeit erfordert. Auf die Dauer wird 
sich jedoch zwangsläufig eine Umstellung auf kapital
intensivere Produktionsmethoden vollziehen. Im Zu
sammenhang mit den höheren Gestehungskosten und 
V erkaufspreisen wird auch ein Rückgang der absetz
baren Produktionsmengen zu verzeichnen sein, durch 
den bisherige Grenzproduzenten zum Ausscheiden ge
zwungen werden. Da diese Ergebnisse erst nacii länge
rer Zeit auftreten werden, ist es nicht ausgeschlossen, 
daß die Gewerkschaftsleitungen die Ursachen keines
wegs dort suchen, wo sie wirklich liegen, sondern 
triumphierend darauf hinweisen, daß die A rbeitskosten
erhöhung in den ersten M onaten und vielleicht Jahren 
keine Beschäftigungsschrumpfung ausgelöst habe. 
Richten sich die Lohnforderungen nach der Gewinn
höhe der Unternehmungen, so lassen sich zwar viel
leicht Konkurse vermeiden. Nichtsdestoweniger blei
ben Rückwirkungen auf das Investitionsvolumen un
ausweichlich. Denn die Reinerträge in einer solchen 
Branche werden daraufhin stets unsicher sein, da wohl

die Gewinne teilw eise von den Belegschaften in An
spruch genommen werden, die Beteiligung am Verlust 
dagegen von den Arbeitnehm ern abgelehnt wird. Auf 
diese W eise kann es dazu kommen, daß der Steue
rungsmechanismus der M arktwirtschaft zu versagen 
beginnt, sobald die Gewinnzunahmen ständig durdi 
Lohnerhöhungen absorbiert werden. Denn unter die
sen Umständen w erden die menschlichen und sach
lichen Produktionsmittel einer Volkswirtschaft nicht 
mehr automatisch dorthin geleitet, wo sie den höch
sten Ertrag erzielen. S tattdessen bleiben Produktions
zweige in ihrer Entwicklung stationär, die sich ohne 
diese Auflage w eiter ausgedehnt hätten. Infolgedessen 
kann es auch Vorkommen, daß die Arbeitslosigkeit gar 
nicht in diesen Erwerbszweigen zutage treten wird, 
sondern sich in anderen Produktionseinrichtungen 
äußert, die einem unaufhaltsam en strukturellen Nie
dergang ausgesetzt sind, deren A rbeitskräfte nun aber 
keine Gelegenheit zur Abwanderung in  andere und 
an sich expansionsfähige Branchen haben. Das Resul
tat mag dann darin bestehen, daß infolge der W irk
samkeit der mächtigen Gewerkschaften die bereits 
hohen Löhne an den einen Stellen noch höher werden, 
w ährend gerade durch die gleichzeitig hervorgerufene 
Erschwerung des Zugangs und die Verdrängung der 
neu zuwachsenden A rbeitskräfte auf die schlechter be
zahlten Beschäftigungen die Arbeitseinkomm en dort 
noch stärker gesenkt werden.
Sobald die gewerkschaftlich überhöhten Arbeitskosten 
sich jedoch nicht nur auf einzelne Zweige, sondern auf 
einen großen Teil der Gesamtwirtschaft erstrecken — 
und dam it kommen w ir zum zweiten Fall —, gehören 
freilich auch noch andere Kategorien der Bevölkerung 
zu den Leidtragenden.
Es liegt auf der Hand, daß durch diese Sicherung 
oder Vergrößerung des eigenen absoluten Anteils 
am geschrumpften Kuchen die Preise in die Höhe ge
trieben werden. W enn diese Politik nicht durch eine 
restriktive Kredit- und Fiskalpolitik durchkreuzt und 
mit Arbeitslosigkeit bestraft wird, is t es offenkundig, 
daß alle diejenigen in  ihrer Güterversorgung um so 
stärker geschmälert werden, die ihr Nominalein
kommen dem Inflationsprozeß nicht anzupassen ver
mögen. Dazu zählen in erster Linie die Kapital- und 
Sozialrentner, die Versicherten, die Hauseigentümer 
und alle Sparer. Sie sehen durch die Ungerechtig
keiten, die mit dem W alten einer blind wütenden 
Inflation verbunden sind, ihre gerechten Ansprüche 
auf das Produktionsergebnis der Gesamtwirtschaft ge
kürzt. Da die Gewerkschaften unter den heutigen Ver
hältnissen zu den kräftigsten Machtgruppen zählen 
und da andererseits die Bezieher nominell festgelegter 
oder schwer modifizierbarer Einkommen gewöhnlich 
des Zusammenschlusses und der Möglichkeit zu einem 
erfolgreichen Gegendruck ermangeln, ist der Ausgang 
der Auseinandersetzung um den Verteilungsschlüssel 
in der Regel von vornherein besiegelt. Er besteht in 
einer Ausbeutung der Schwäche der Unorganisierten. 
Daß darunter auf die Dauer die freiwillige Spartätig
keit leiden muß, dürfte freilich k lar sein. Da jedoch
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die Bildung umfangreidier Realkapitalien zu den un- 
abweisbaren. Aufgaben einer fortschreitenden W irt- 
sdiaft gehört, drängt sich der Übergang zum Zwangs- 
sparen in der einen oder anderen Form geradezu auf. 
Niemand vermag indessen dieses Zwangssparen w irk
samer durchzuführen als ein totalitärer Staat. In der 
Tat ist eine soziologische Entwicklung, nach der ein 
durdi die Übertreibungen des Gewerkschaftsfeudalis
mus ausgebluteter M ittelstand sich schließlich den 
politischen Extremen verschreibt und irgendeine 
Zwangsordnung willkommener heißt als die dauernde 
offene und versteckte Inflation und den ständigen 
MilSbrauch des Streikrechts, nicht als utopische A n
nahme abzutun. Je  mehr daher heute die Gewerkschaf
ten zur dominierenden Machtgruppe geworden sind, 
gegen deren Aktionen vorläufig ebenbürtige Gegen
gewichte und Bremsen fehlen, desto m ehr werden 
sidi auch die Gewerkschaftsleitungen ihrer unver
gleichlichen Verantwortung gegenüber dem Volks
ganzen bewußt werden müssen.

DIE POSITIVEN SEITEN 

So paradox es klingen mag, so steht doch fest, daß 
das Aufkommen der Gewerkschaften für die A r b e i t 
g e b e r  nicht nur Einbußen, sondern auch gewisse 
Vorteile mit sich gebracht hat. Hierbei ist nicht nur 
an jene amerikanischen Gewerkschaften zu denken, 
die bei Kostensenkungen in den Betrieben m it Rat 
und Tat mitwirken und diese oft sogar erzwingen. 
Es handelt sich auch nicht bloß darum, daß durch die 
Vereinigung des wirtschaftlichen und politischen Ge
wichts der Unternehmer und A rbeiter einer Branche 
deren Interessenwahrung erleichtert wird.
Vielmehr ist außerdem vor allem  daran zu erinnern, 
daß erst der organisatorische Zusammenschluß der 
Belegschaften repräsentative und verantwortliche V er
handlungspartner schuf, mit denen verbindliche Ab
machungen eingegangen werden können. Erst dadurch 
wird es möglich, sich gegen das Aufflackern wilder 
Streiks zu sichern, indem in Gesam tarbeitsverträgen 
die Friedenspflicht stipuliert wird. N ur indem die 
Axbeitnehmerkoalitionen selbst für eine gewisse Dis
ziplin in ihren Reihen sorgen, können sie es auch auf 
sich nehmen, für die Einhaltung abgeschlossener V er
pflichtungen zu bürgen und unüberlegte, stimmungs
bedingte momentane Reaktionen am Ausbruch zu v er
hindern. Selbst dort, wo die Gewerkschaften bisher nur 
schwach oder gar nicht vertreten  sind, trägt die Drohung 
ihres Aufkommens schon dazu bei, die Airbeitgeber 
zu einem V erhalten zu veranlassen, das der A rbeits
und Betriebsatmosphäre förderlich ist und das auf 
diese V\^eise m ittelbar die Ergiebigkeit der Leistungen 
steigert.
Für die Gesamtwirtschaft andererseits hat eine v er
antwortungsbewußte Einstellung der Gewerkschaften 
häufig auch zur Folge, daß die Löhne in  Perioden 
der Überbeschäftigung weniger rasch steigen, als das 
sonst der Fall wäre, weil sie durch Gesam tarbeitsver
träge langfristig gebunden sind. Gewiß verhindert 
das nicht, daß auch Lohnsätze bezahlt werden, die

über den vertraglich festgelegten M indestsätzen 
liegen. Solche individuellen Vereinbarungen lassen 
sich aber in Zeiten rückläufiger Konjunktur auch 
w ieder aufheben, ohne daß es deswegen zu Revolten 
kommt. Eine geringe Flexibilität nach unten bleibt 
somit in  diesen Fällen gewahrt.
W enn sodann die Tätigkeit der Gewerkschaften sich 
auch darauf erstreckt, die Fachausbildung ihrer M it
glieder zu unterstützen, die Moral in den Betrieben 
zu verbessern und in loyalem Geiste an der Hebung 
der Produktivität mitzuarbeiten, so können daraus 
auch für die Konsumenten Vorteile in Gestalt nied
rigerer Preise erwachsen. Allerdings kommt es hier 
sehr darauf an, ob die A rbeitnehm er einer Branche be
strebt sind, die Früchte irgendwelcher Fortschritte in 
Form von Lohnaufbesserungen für sidi zu bean
spruchen, oder ob sie bereit sind, einen Teil davon 
wirklich den Verbrauchern zukommen zu lassen. 
Schließlich ist nicht zu vergessen, daß beim Vorliegen 
von Nachfragemonopolen auf der Arbeitgeberseite 
die Bildung eines Angebotsmonopols durch die Ge
werkschaften und die Ausnutzung der dadurch her
beigeführten stärkeren marktstrategischen Stellung 
sowohl die Erzielung höherer Löhne zuläßt als auch 
eine Mehnbeschäftigung gestattet, sofern die Forde
rungen nicht übertrieben werden.
Daß die Gewerkschaften für ihre M itglieder von 
Nutzen sind, braucht wohl kaum besonders hervorge
hoben zu werden. Charakteristischerweise denkt man 
dabei in  unserer Zeit vor allen Dingen an  die m ate
riellen Vorteile, die aus dem Zusammenschluß zu einer 
verhandlungsfähigen Machtgruppe resultieren. Hier 
sollen jedoch darüber hinaus auch die außerökono
mischen positiven Aspekte gewürdigt werden, die das 
Gewerkschaftswesen mit sich zu bringen imstande ist. 
Dazu gehört nun in erster Linie der Umstand, daß 
die Gewerkschaften als Verkörperungen der Gruppen
solidarität dem einzelnen einen viel größeren Schutz 
gegen Ungerechtigkeiten zu bieten vermögen, als 
w enn er auf sich allein angewiesen wäre. Durch die 
Anlegung von Streikkassen und die Auszahlung von 
A rbeitslosenunterstützungen w ird sodann jenes läh
mende Gefühl des wehrlosen AusgeUefertseins an die 
brutalen Kräfte der modernen Marktwirtschaft einiger
maßen gemildert, das den Proletarier unserer Tage 
nur zu leicht befallen mag. In der Tat schafft die An
lehnung an eine machtvolle Gruppe wirtschaftlich und 
gesellschaftlich Gleichgestellter eine erhöhte Existenz
sicherung und ist deshalb in  ausgeprägtem  Maße be
rufen, jenen V erlust an natürlichen Gemeinschaften 
teilweise zu kompensieren, der unsere Epoche von 
der des M ittelalters so scharf und zu ihrem Nachteil 
unterscheidet. Sie ist berufen, für die wurzellos ge
wordenen unselbständig Erwerbenden eine psycholo
gisch überaus notwendige neue Verankerung in einem 
Kreise gleichgesinnter Schicksalsgenossen zu bieten 
und dadurch jenes kollektive M inderwertigkeitsge
fühl weniger gefährlich werden zu lassen, das die An
gehörigen des vierten Standes so häufig kennzeichnet.
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Bei der Beurteilung dieser entsdieidenden Funktion 
der Gewerkschaften dürfen w ir niemals übersehen, 
daß die Aufklärung und mit ihr das Maschinen- und 
M assenzeitalter zwar der Vernunft freie Bahn gebro
chen und zahlreiche lästige Fesseln abgeworfen hat, 
daß gleidizeitig damit aber auch lebensnotwendige 
soziologisdie Bindungen über Bord gegangen sind und 
daß dadurdi ein bedrohliches Vakuum entstanden ist, 
das der Auffüllung bedarf, wenn nicht explosive Re
aktionen die Folge sein sollen.
Indem nun die Gewerkschaften als neue Gruppenbin
dungen diese Einbettung der wurzellos gewordenen 
Arbeitnehm er in eine Berufsorganisation und Gesell
schaftsklasse vollzogen, indem sie Gelegenheiten zur 
offenen statt zur geheimen Äußerung der Unzufrieden
heit schufen, indem sie zur M itwirkung an einer de
mokratischen Form der W illensbildung aufriefen und 
einen kollektiven Rückhalt gegenüber den unpersön- 
lidien Mächten des Marktmechanismus bildeten, ver
liehen sie dem A rbeiter auch w ieder ein  Gefühl von 
Eigenwert und Würde. Der selbstverständliche Gel
tungsanspruch des vierten Standes konnte auf diese 
W eise in fruchtbare Bahnen gelenkt werden, statt 
sich — wie z. B. in Rußland — in  einem Umsturz 
alles Bestehenden zu entladen.
Nur so w ar es überhaupt möglich, den unverm eid
lichen Aufstand der Massen, der seit der industriellen 
Revolution einsetzte und durdi die seitherige riesige 
Bevölkerungsvermehrung genährt wuTde, zu kanali
sieren, die Proletarier zur M itarbeit an einer allmäh
lichen Reform und Evolution der Wirtschafts- imd 
Sozialordnung heranzuziehen und aus den Arbeit
nehmern ein staatserhaltendes Element zu machen. 
Indem die Gewerkschaften durdi Studienzirkel und

Diskussionsgruppen, durch Stellenverm ittlung und 
kostenlosen Rechtsdienst, durch staatsbürgerliche Er
ziehung und Aufklärung über die Lage der Betriebe 
und der gesamten Volkswirtschaft anfingen, bei ihren 
Angehörigen, ein  Verantwortungsgefühl für das Ganze 

, zu wecken, wurden sie zu einem der wichtigsten Ord
nungsträger in  der heutigen Industriewirtschaft. 
W enn es gestützt darauf da und dort gelungen ist, 
auch die menschlichen Beziehungen zu den Arbeitge
bern zu verbessern, so ist das gewiß nicht nur und 
nicht einmal in erster Linie unter wirtschaftlichem 
Blickwinkel und als Mittel zur Steigerung der Produk
tivität zu betrachten. Der Mensch ist ja  nicht nur Kon
sument und als solcher a n  einem hohen Realein
kommen interessiert. Den weitaus überwiegenden 
Teil seiner Zeit verbringt e r  vielm ehr an  seinem 
Arbeitsplatz. Infolgedessen kann ihm keineswegs aus- 
sdiließlich dadurdi geholfen werden, daß man seine 
m aterielle Lebenshaltung fortgesetzt erhöht und ihn 
in seiner Eigenschaft als Verbraucher immer besser 
stellt. Mindestens ebenso wichtig ist vielmehr, daß 
er auch in seiner Funktion als Produzent nicht mit 
Überdruß, sondern mit Freude und Befriedigung seine 
tägliche Arbeit verrichtet. Insbesondere aber kommt 
es darauf an, daß er auch als Mensch, als Familien
mitglied, Berufsmann und S taatsbürger den ihm zu
kommenden Platz in der Gesellschaft ohne verzehrende 
Neid- und Haßgefühle, mit innerer Zufriedenheit aus
füllt. W enn die Gewerkschaften ehrlich dazu beitra
gen, dieses Ziel zu erreichen, dann w ird diese ihre 
außerwirtschaftliche Aufgabe ungleich bedeutungs
voller sein als die Erkämpfung eines größeren Anteils 
am Sozialprodukt.

Sum m ary: F u n c t i o n  a n d  R e 
s p o n s i b i l i t y  o f  T r a d e  U n 
i o n s  i n  O u r  P r e s e n t  E c o n 
o m i c  O r d e r .  By the  fo rm ation  of 
tra d e  un ions, th e  atom istic  s tru c tu re  of 
supp ly  on th e  labour m ark e t has been 
overcom e, and  w h ere  on  a  p a rticu la r  
m ark e t labour is sufficiently  organ ized  
th e  trad e  un io n s ' b a rgain ing  position  
is abo u t as s tro n g  to d ay  as is th a t of 
th e  em ployers. The possib ilities for 
m aking  full u se  of th is position  of 
powrer v a ry  accord ing  to th e  p rice  
e la s tic ity  o f each p a rticu la r  tra d e  and  
accord ing  to the  lev e l of em ploym ent. 
C orresponding ly , s trik es a re  n o t the  
on ly  trad e  u n ion  w eapon; an o th er 
one is to keep  th e  supp ly  of labour 
sm all by  artific ial m eans (closed o r 
un io n  shop). The au th o r investig a tes  
th e  aim s of trad e  u n ion  policy , chiefly 
from  the  n a tio n a l econom ic aspect, 
th en  describes the  abuses to w hich the  
tra d e  un io n s ' p ow er is p u t a t  tim es, 
and  finally  an a ly ses th e  positive  fac
to rs  of the  trad e  u n ion  m ovem ent, no t 
le a s t its  po sitiv e  effects on o u r social 
o rder.

R ésum é; R é p u b l i q u e  F é d é r a l e ;  
F o n c t i o n s  e t  r e s p o n s a b i l i 
t é s  d e s  a s s o c i a t i o n s  s y n 
d i c a l e s  d a n s  l e  s y s t è m e  
é c o n o m i q u e .  La c réa tio n  d 'a sso 
cia tions syndica les a se rv i à  ren v e rse r  
l 'o rd re  atom iste  du  m arché du trav a il 
e n  ta n t que  basé un iquem ent su r le 
p rinc ipe  de l'o ffre  e t dem ande. A  con
d ition  d 'u n e  o rgan isa tion  p rog ressive  
du m arché la  position  des associations, 
dans le dom aine des négociations, est 
p resq u e  aussi fo rte  que celle  des em
p loyeu rs. Le degré  de profit que p eu 
v en t tire r  les synd ica ts de leu r position  
consolidée v a rie  selon l'é la s tic ité  e t 
les fluctuations des p rix  d 'une  b ranche 
économ ique donnée  ainsi que se lon  la 
s itu a tio n  de l'em ploi. D 'au tre  p a r t les 
associa tio n s syndica les p eu v en t se 
se rv ir  de leu rs  m oyens de pression , 
i. e. m enace de g rève  e t restric tio n  
artific ielle  de la  m ain -d 'oeuvre . En 
■analysant les bu ts  de la politique syn 
d ica liste  du po in t de vue  de l'économ ie 
n a tio n a le  l 'a u te u r m on tre  qu 'il a rriv e  
au x  associa tions syndica les d 'ab u ser 
de leu r pouvoir; m ais il fait resso rtir  
aussi les aspects positifs du synd ica
lism e, su rto u t sa p o rtée  efficace su r le  
développem ent de l'o rd re  social.

R esum en: F u  n  c i  y  r e s p o n 
s a b i l i d a d  d e  l o s  s i n d i c a t o s  
d e n t r o  d e l  o r d e n  e c o n ó 
m i c o  d e  h o y .  P or la  form ación de 
los sind ica tos la  a tóm ica  e s tru c tu ra  de 
o fe rta  de la  o fic ina  de colocación 
o b re ra  h a  sido vencida , y  con la  cor
re sp o n d ien te  o rg an ización  del m ercado, 
la  capac id ad  de los s ind ica tos para 
n eg o c ia r es h o y  c as i igual a  la  de las 
asociac iones de patro n o s. Las bases en 
las cua les  se p o d rían  u tiliza r  esta 
s ituac ión  de  p o d er o sc ilan  según la 
e lastic id ad  d e  p rec io  del respectivo  
ram o de  econom ía y  según  la situación 
de  ocupación . C onform e a  eso los 
s ind ica tos no so lam en te  em plean  como 
m edio de p o d e r la  am enaza de  huelga 
sino tam bién  u n a  artific ia l escasez de 
la  m ano de ob ra  o frec ida . El autor 
exam ina los o b je tiv o s  de  la  política 
sindical, p rinc ip a lm en te  a  lo que  a  la 
econom ía po lítica  se refiere , describe 
los abusos del p o d er sind ica l, y  por 
ú ltim o señala  los asp ec to s positivos 
del m ovim iento  sind ica l y  tam bién  las 
in fluencias po sitiv as en  la  form ación 
del o rden  social.
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